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Haußmann: Die Pflege in Baden-Württemberg hätte ein besseres Gesetz
verdient

Zwangsweise Registrierung der Pflegekräfte ist inakzeptabel.

Zur zweiten und dritten Lesung des Gesetzes zur Errichtung einer Landespflegekammer, äußert sich der
gesundheitspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion Jochen Haußmann wie folgt:

 

„Der vorliegende Gesetzentwurf hat weiterhin zahlreiche Kritikpunkte. Die von SPD und FDP/DVP
geforderte öffentliche Anhörung im Sozialausschuss wurde von den Regierungsfraktionen abgelehnt.
Auch die Vorschläge in unserem Änderungsantrag fanden kein Gehör. Offensichtlich will die
Landesregierung auf der Zielgeraden des Gesetzgebungsverfahrens nach dem Motto ‚Augen zu und
durch‘ die Landespflegekammer mit der Brechstange durchdrücken. Der fatale Eindruck entsteht leider,
dass die Pflegekräfte in Baden-Württemberg viel zu wenig eingebunden werden sollen, indem man sie
erst mal ungefragt in die Kammer eingliedert. Ich frage den Minister: Haben Sie ein solches Vorgehen
wirklich nötig? Fürchten Sie, nicht überzeugend zu sein?

 

Angesichts der intensiven Diskussionen über die Errichtung einer Pflegekammer war und ist für die
FDP/DVP-Landtagsfraktion eine umfassende Information und Einbindung der betroffenen Pflegekräfte
vor einer Entscheidung sehr wichtig. Die Landesregierung hat es mit diesem Gesetzentwurf versäumt, für
diese umfassende Information und Beteiligung der Pflegekräfte zu sorgen und Transparenz über die
Überlegungen zur Errichtung einer Pflegekammer inklusive etwaiger Alternativen zu schaffen. Das
Verfahren einer zwangsweisen Registrierung der Pflegekräfte für die geplante Landespflegekammer ist
völlig inakzeptabel. Offenbar glaubt Sozialminister Manfred Lucha selbst nicht daran, dass sich genügend
Pflegekräfte in Baden-Württemberg freiwillig für eine Pflegekammer entscheiden. Es ist also ein in
höchstem Maße undemokratisches Verfahren. Pflegekräfte müssen aktiv widersprechen. Aus diesem
Grund lehnt die FDP/DVP-Landtagsfraktion das Gesetz zur Errichtung einer Landespflegekammer in
Baden-Württemberg ab.
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Die Mitbestimmung und Stärkung der Selbstverwaltung von Pflegekräften ist kein politischer
Selbstzweck, sondern muss die Verbesserung der Versorgung im Blick haben. Gerade in diesen Zeiten
des extremen Fachkräftemangels darf nicht der Eindruck entstehen, dass die Politik eine Kammer mit
Zwangsmitgliedschaft durchdrückt. Deshalb war es unsere Anregung, dass die Pflegekräfte selbst und in
freiwilliger Form über eine Landespflegekammer mit Pflichtmitgliedschaft entscheiden. Man wird sehen,
wie die Reaktionen der betroffenen Pflegekräfte sind, wenn der Gründungsausschuss mit der Umsetzung
der Landespflegekammer beginnt.“

 

 


